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die Schweiz geöffnet wird, welche in der Lage sind, schweizerische Waren abzu­
nehmen oder schweizerische Finanzforderungen mit ihren Exporten zu tilgen, 
und sodann auch in der Weise, dass Importkontingente nicht bloss zum Zwecke 
des Austausches mit schweizerischen Exportwaren bewilligt werden, sondern 
auch zum Zwecke der Erfüllung finanzieller Verpflichtungen der betreffenden 
Länder in der Schweiz3.

3 .C f n °  234.
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Le Chef du Département de l ’Economie publique, E.Schulthess, 
au Chef du Département des Finances, J.-M .M usy

Copie
L MA Bern, 26. August 1932

Ungarn -  Clearingabkommen. Getreidelieferungen

Das modifizierte Clearingabkommen mit Ungarn vom 28. Juni 19321 stösst in 
seiner Durchführung auf Schwierigkeiten, weil die ungarische Regierung in der 
Zwischenzeit mit Bezug auf Weizenlieferungen mit Deutschland und auch mit 
Frankreich Abkommen getroffen hat, welche den ungarischen Getreidelieferan­
ten einen erheblich höhern Preis garantieren, als er in unserem Abkommen festge­
legt wurde; Ungarn zieht es daher vor, seine Lieferungen nach Deutschland 
durchzuführen, während die versprochenen Weizensendungen nach der Schweiz 
bisher nicht zur Ausführung gelangten.

Wir haben die ungarische Regierung sofort auf dieses unloyale Verhalten auf­
merksam gemacht und unter Androhung von besondern Massnahmen zum 
Schutze der Interessen der schweizerischen Exportgläubiger die Durchführung 
des Abkommens verlangt. Die ungarische Regierung teilte uns daraufhin mit, 
dass sie gewillt wäre, anstelle des Weizens Mais, Gerste und Roggen zu den im 
Abkommen vom 28. Juni vereinbarten Bedingungen zu liefern.

Wir haben diese Offerte Ungarns sofort der Getreideverwaltung unterbreitet. 
Wie aus der Antwort2 der letztem zu schliessen ist, kann das ungarische Angebot 
nicht ohne weiteres akzeptiert werden; vielmehr sind neue Verhandlungen mit 
einer ungarischen Delegation notwendig. Nach Rücksprache mit der Getreidever­
waltung haben wir denn auch die ungarische Regierung telegraphisch eingeladen, 
eine Delegation nach der Schweiz zwecks Verhandlungen über die Modifikation 
des Abkommens vom 28. Juni und seine eventuelle Ausgestaltung zu entsenden.

1. Cf. surtout n° 185.
2. Lettre du Directeur de l'Administration des blés à la Division du Commerce, du 24 août
(E 7110 1/128).
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Herr Direktor Laesser von der Getreideverwaltung wäre bereit, an diesen Ver­
handlungen teilzunehmen.

Wir möchten Sie daher ersuchen, den Genannten zu diesen Verhandlungen zu 
delegieren, für den Fall, dass die ungarische Regierung unsere Einladung zur Wie­
deraufnahme von Verhandlungen annimmt.

189
E 2001 (C )3 /100

La Direction de la Police des étrangers du 
Département de Justice et Police 

à la Division des Affaires étrangères du Département politique1

L Mg./H. Bern, 29. August 1932

Wir nehmen Bezug auf Ihre Schreiben von 22. Juli und 5. Dezember 1931 und 
9 .Februar 19322 in der Angelegenheit der italienischen Flüchtlinge3 und beehren 
uns, Ihnen folgendes mitzuteilen.

Wir kommen zuerst auf die seinerzeit von der Oberzolldirektion aufgeworfene 
Frage über die Interpretation der im Kreisschreiben Nr. 136 unseres Departe­
ments vom 27. Januar 1931 enthaltenen Instruktionen zurück und erlauben uns, 
zu bemerken, dass die in Ziffer 14, lit. a enthaltene Weisung, betreffs Zurückwei­
sung von neuzugereisten mittellosen Ausländern sich hauptsächlich gegen Leute 
richtet, die mit gültigen Ausweispapieren versehen sind und auf ordentlichem 
Wege in die Schweiz kommen. Dies geht ja  aus dem Inhalt der Weisung selbst 
hervor, welche besagt, dass der Wegweisungsvermerk im Passe des Ausländers 
einzutragen sei. A uf die italienischen Flüchtlinge kann die fragliche Weisung 
schon deshalb keine Anwendung finden, weil diese Leute regelmässig ohne Aus­
weispapiere oder nur mit solchen, die ungültig sind, und zudem auf unerlaubtem 
Wege in die Schweiz kommen. Sie machen sich dadurch einer schweren W ider­
handlung gegen die fremdenpolizeilichen Vorschriften schuldig und müssen ge­
mäss den in der Verordnung über die Kontrolle der Ausländer vom 29. November 
19215 enthaltenen Strafbestimmungen verfolgt und beurteilt werden. Die blosse 
Abschiebung, wie sie bei Mittellosen stattfindet, kann hier also nicht in Frage 
kommen. Wir gehen daher mit den von der Oberzolldirektion in Ihrem Ein­
verständnis den Zollkreisdirektionen III, IV und V 6 gegebenen Instruktionen

1. Signé par le 1er Adjoint, P.Bae^htold.
2. Non reproduit.
3. Cf. aussi n° 28 et n° 88.
4. a) Les étrangers nouvellement arrivés et dépourvus de moyens d’existence seront appréhendés 
et refoulés sans autre formalité. / .. ./ (4 3 0 0  (B) 1/8).
5. RO, 1921, vol. 37, p p .829-837.
6. A Coire, à Lugano et à Lausanne.
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